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EU-Aussenpolitik

Bezüglich Nahost fehlt die Einigkeit
ANDREAS ERNST

Die EU, kann man in Brüssel hören, ist mehr als
die Summe ihrer Teile. Sie ist ein Verbund, der die
Ideen und Interessen von 27 Staaten zu Politik ver-
arbeitet. Eine Kompromissmaschine. Diese Selbst-
beschreibung stimmt manchmal. Sie stimmt sicher
nicht, wenn es um die Nahostkonflikte geht.

Schon kurz nach dem Terrorangriff der Hamas
im Herbst 2023 und dem Beginn der israelischen
Vergeltungsschläge kritisierte Josep Borrell, der
damalige Aussenbeauftragte der EU, die Flächen-
bombardierungen im Gazastreifen. Er sei halt Spa-
nier, sagten österreichische und deutsche Diploma-
ten achselzuckend.

Spanien ist israelkritisch. Die urbane Bevölke-
rung und die autonomistischen Regionen sympa-
thisieren seit je mit den Palästinensern. Dagegen
versicherte die deutsche Kommissionspräsiden-
tin Ursula von der Leyen dem überfallenen Israel
sofort die bedingungslose Solidarität der EU.

Europa, der Ursprungskontinent von Holo-
caust und Kolonialismus, blickt sehr unterschied-
lich auf das Drama jenseits des Mittelmeers. Für
die einst Hauptverantwortlichen des europäischen
Judenmords, Länder wie Deutschland, Österreich,
Ungarn, Rumänien, ist die Solidarität mit dem be-
drängten jüdischen Staat zwingend – für Berlin so-

gar «Staatsräson». Anders, mit mehr Sympathie
für die staatenlosen Palästinenser, schauen Gesell-
schaften mit antikolonialer Tradition wie Irland, die
einst blockfreien Slowenen und viele Skandinavier
auf den Krieg in Gaza. Und irgendwo zwischen den
beiden Lagern steht der grosse Rest.

Aber eigentlich sollte der Blick der Europäe-
rinnen und Europäer auf die umkämpfte Region
nicht nur ideell geleitet sein. Die Konflikte im
Nahen Osten bedrohen wichtige Interessen der
EU. Die Schifffahrt im Roten Meer und durch die
Strasse von Hormuz ist durch Teheran und seine
Verbündeten gefährdet. Der Zusammenbruch
Irans könnte eine Flüchtlingswelle auslösen, die
mit Sicherheit nach Europa überschwappt. Und
seit zwanzig Monaten heizt der Krieg in Gaza
den Antisemitismus und auch die Islamophobie
in den europäischen Gesellschaften an.

Zwar ist die europäische Kritik an Israels
Kriegsführung im Gazastreifen breiter geworden,
wo das Hungern und Töten weitergeht. Schweden
will Grossbritannien, Norwegen, Kanada, Austra-
lien und Neuseeland folgen und EU-weit Sanktio-
nen gegen die Extremisten in Netanyahus Kabi-
nett ergreifen. Die Minister Bezalel Smotrich und
Itamar Ben-Gvir hatten die totale Zerstörung des
Gazastreifens gefordert und die Umsiedlung der
Bevölkerung empfohlen. Doch Sanktionen gegen

die zwei wird es nicht geben. Sie würden Ein-
stimmigkeit erfordern.

Dasselbe gilt für die angedrohte Aussetzung des
Assoziierungsabkommens mit Israel. Eine Mehr-
heit der Länder, darunter Deutschland und Frank-
reich, vermuten, dass Israel gegen die darin enthal-
tenen menschenrechtlichen Verpflichtungen ver-
stösst. Doch das wird in jedem Fall ohne Sanktio-
nen bleiben, denn Ungarn ist schon jetzt dagegen.
Aber auch dort, wo es einen Nahost-Konsens gibt,
bei den Atomwaffenplänen Irans und Israels An-
griff auf das Land, folgt den Worten nichts. Denn
es fehlt der Einfluss.

In ihrer Videokonferenz am Dienstag waren
sich die Aussenminister einig: Iran darf selbstver-
ständlich keine Nuklearwaffen haben. Und der
beste Weg, um Irans Aufstieg zur Atommacht zu
verhindern, seien nicht Bombardierungen, sondern
Verhandlungen, sagte die Aussenbeauftragte Kaja
Kallas. Doch das sind bloss wohlfeile Wünsche.
Denn die EU hat keine Mittel, ihnen Nachachtung
zu verschaffen.

So bleibt es dabei. Was im Krieg Russlands
gegen die Ukraine recht und schlecht funktio-
niert – sich mühselig zusammenraufen, um handeln
zu können –, wird im Fall der Konflikte im Nahen
Osten kaum je gelingen. Ein geopolitischer Akteur
ist diese Union nur von Fall zu Fall.

Börsen und globale Turbulenzen

Amateure riskieren schmerzhafte Verluste
ALBERT STECK

«Solange die Musik spielt, muss man aufstehen und
tanzen.» Diesen legendären Spruch machte Chuck
Prince, der frühere Chef der Citigroup, im Sommer
2007.Von da an ging es an der Börse nur noch bergab.
Die Finanzkrise brach aus,und amerikanischeAktien
verloren innert zwei Jahren die Hälfte ihres Werts.
Prince war seinen Job wenig später los.
Auch heute wieder spielt die Musik fröhlich an der
Börse,und dieAnleger tanzen.Praktisch alleAktien-
indizes haben seit Jahresbeginn deutlich zugelegt,an-
geführt vom deutschen DAX mit einem Gewinn von
beinahe 20 Prozent.Da verblasst imVergleich die Zu-
nahme von 7 Prozent beim Schweizer Börsenindex
SPI. Selbst die zeitweise gebeutelte amerikanische
Börse hat seit dem Tiefpunkt im April 20 Prozent
zugelegt und liegt gegenüber Jahresbeginn im Plus.

Doch ist dieser Enthusiasmus gerechtfertigt? Ist
die Welt heute eine bessere als noch Anfang 2025?
Zweifel sind angebracht.Erstens ist dieÄra der Glo-
balisierung vorbei. Wie die neue Weltordnung aus-
sehen wird und wie stark der Protektionismus um
sich greift, bleibt zwar offen. Doch der von Donald
Trump losgetretene Zollstreit wird den Welthandel
und die globale Wirtschaft bremsen.

Zweitens hat sich der geopolitische Machtkampf
verschärft – namentlich zwischen den USA und China.
Dass die Weltlage unsicherer geworden ist, verdeut-
licht auch die Eskalation zwischen Israel und Iran.
Die Beschleunigung der Schuldenspirale bildet drit-
tens eine neue Gefahrenquelle. Nachdem Deutsch-
land seine Schuldenbremse sistiert hat, plant nun
auch die US-Regierung unter dem Titel «Big Beau-
tiful Bill» eine Ausweitung der Staatsverschuldung.

Die Anleihenmärkte reagieren mit Skepsis. Das
Vertrauen in den Dollar, welches seit dem Start des
Zollkonflikts ohnehin angekratzt ist, könnte weite-
ren Schaden nehmen. Die internationalen Gläubi-
ger könnten den USA vermehrt den Rücken kehren.
Was,viertens,ebenfalls gegen steigendeAktienkurse
spricht, sind die Bewertungen, die im historischen
Vergleich beinahe wieder auf Rekordniveau liegen.
Das bedeutet,dass dieAnleger derzeit von weiteren
starken Gewinnsteigerungen ausgehen.

Wo kommt die unverdrossene Zuversicht an der
Börse her? Besonders in den USA sind es die Klein-
anleger, welche die Kurse nach oben treiben. Sie
haben den Absturz nach dem «Liberation Day» im
April genutzt, um zu günstigen Preisen zuzugrei-
fen – «buy the dip» heisst die Methode im Börsen-
jargon.Statistiken zeigen,dass Kleinanleger rekord-

hohe Summen in amerikanische Aktien investiert
haben. Für den Moment ist ihre Wette aufgegangen.
Die Gefahr besteht aber, dass es sich bei diesem
Kursfeuerwerk lediglich um ein «sucker rally» han-
delt.In diesem Fall aber würden unerfahrene, leicht-
gläubige Anleger (die «suckers» oder zu Deutsch
Dummköpfe) in eine Falle tappen, die sie dereinst
mit schmerzhaften Verlusten bezahlen müssten.

Es fällt auf, wie sehr die Euphorie der Amateure
mit dem Misstrauen der Profis kontrastiert.So warnte
kürzlich der mächtigste Bankchef der Welt, Jamie
Dimon von der US-Grossbank JP Morgan,vor einem
«ausserordentlichen Mass an Selbstzufriedenheit»
an den Märkten. Ray Dalio wiederum, Gründer des
weltgrössten Hedge-Fund Bridgewater, vergleicht
die Lage mit einem Boot, das auf einen Felsen zu-
steuert, während die Insassen darüber debattieren,
auf welche Seite sie wenden sollen.

Natürlich können die Pessimisten falschliegen.
Doch der Test für all jene, die jetzt zugekauft haben,
wird kommen. Zu befürchten ist, dass just die heu-
tigen Optimisten dann verschreckt ihre Aktien-
bestände auf den Markt werfen – und die Talfahrt
damit noch beschleunigen. Obschon die Musik an
der Börse vorerst weiterspielt: Es kann nicht scha-
den, schon jetzt die Misstöne ernst zu nehmen.

Ruf nach mehr Ferien für Lehrlinge

Dieser Weg führt in die leistungslose Gesellschaft
SEBASTIAN BRIELLMANN

Eines muss man den Gewerkschaften und den lin-
ken Parteien (in diesem Fall sind es ihre Jugend-
abteilungen) lassen: Sie verpassen keine Gelegen-
heit, ihrer liebsten Tätigkeit nachzugehen. Sie for-
dern – und das zunehmend schamlos – immer mehr
Geld vom Staat. Also vom Steuerzahler (was nur
erwähnt wird, wenn es gegen die Reichen geht). Oft
werden diese Begehrlichkeiten verknüpft mit der
Idee von mehr Entlastung für den normalen Bür-
ger, was natürlich wieder viel Geld kostet.

Die neuste und wiederkehrende Forderung ist
erst wenige Tage alt: mehr Ferien für Lehrlinge.Acht
Wochen statt wie bisher nur fünf sollen es sein. Kein
Wort dazu, wie das finanziert werden soll – die Be-
triebe profitierten sowieso schon von Lehrlingen.Das
reiht sich wunderbar ein in den Wust von Wünschen,
die in letzter Zeit geäussert worden sind:mehr Eltern-
zeit, mehr Mutterschaftsurlaub, mehr Vaterschafts-
urlaub,eineViertagewoche,mehr Kita-Vergünstigun-
gen,mehrAbgaben für dieAHV.Wer muss dieseAn-
spruchshaltung am Ende wohl bezahlen? Vielleicht
doch jener Bürger, der angeblich entlastet wird?

Aus ökonomischer Sicht mag die Acht-Wochen-
Ferien-Forderung imVergleich zu den anderen sozia-
listisch anmutenden Sehnsüchten vernachlässigbar

sein – kess ist derAppell jedoch deshalb,weil sich die
Linke nun als Retterin der Berufslehre aufspielt und
deren Wichtigkeit betont. Im akademischen Elfen-
beinturm hört man von einem kaufmännischen Lehr-
ling wohl nur in einem Pro-Specie-Rara-Seminar.

Ja,es gibt eine neue Studie,die feststellt,dass über
die Hälfte der Lehrlinge nach eigenen Angaben an
psychischen Problemen leiden. Aber daraus abzu-
leiten, dass diese mit drei Wochen mehr Freizeit pro
Jahr verschwänden, weil dann genügend Erholung
da wäre: Dafür gibt es keinen Beleg. Denn auch die
Studienautoren verweisen darauf,dass es keinen Be-
weis gebe, dass die Lehre für die psychischen Pro-
bleme verantwortlich sei.Manche entstünden durch-
aus am Berufsort – aber ob die Leiden sonst nicht
auch da wären, ist unklar. Auch wird nicht deutlich,
was mit psychischen Problemen gemeint ist. Die
Pubertät ist eine Zeit, in der man sich hin und wie-
der nicht gut fühlt. Es handelt sich also nur zu einem
kleinen Teil um schwere psychische Erkrankungen,
die man zweifellos ernst nehmen muss.

Das belegt auch dieTatsache,dass die meistenAus-
zubildenden sehr zufrieden sind: 75 Prozent geht es
«eher gut» bis «sehr gut» in ihrer Lehre. 85 Prozent
sind stolz auf ihren Lehrbetrieb, und gut 90 Prozent
sind der Überzeugung, etwas Sinnhaftes zu leisten.
Mehr als 90 Prozent geben auch an,seit der Lehre ver-

antwortungsbewusster zu sein. Das sind die entschei-
denden Faktoren,die denWert einer Lehre unter Be-
weis stellen. Und weshalb das duale Bildungssystem
zu Recht als Königsweg gilt, das weltweit bewundert
wird.Es ist ein volkswirtschaftlicherVorteil,dass sich
rund die Hälfte aller in der Schweiz lebenden jungen
Menschen für diesen Weg entscheidet.

Damit das so bleibt, muss die Berufslehre attrak-
tiv bleiben. Dass das mit ein paar Tagen mehr Frei-
zeit zu machen ist, ist ein Irrglaube. Das heisst nicht,
dass die Unternehmen sich nicht gut überlegen müs-
sen,wie sie dieVorzüge der Lehre an die Jugend brin-
gen. Möchte ein Betrieb mehr Ferien geben, soll das
möglich sein. Aber ohne Zwang. Vielmehr wird es
darum gehen, dass die Sinnhaftigkeit der Arbeit be-
stehen bleibt.Und über kreative, individuelle Fringe-
Benefits lässt sich immer diskutieren.Aber diese müs-
sen finanzierbar sein. Es kann nicht sein, dass nur die
Grossen Zusatzferien anbieten, während sich das ein
kleiner Handwerksbetrieb, der sich die Mühe macht,
noch Lehrlinge auszubilden, gar nicht leisten kann.
Dieses Bewusstsein hilft schon genug.

Was sicher nicht hilft: die Gestaltung der Berufs-
lehre den Linken zu überlassen, die – wie etwa der
SP-Co-Präsident CédricWermuth – glauben,dass der
Wecker derArbeiter um 8 Uhr klingelt.Und dass mit
möglichst viel Freizeit derWohlstand erhalten bliebe.

Was im Krieg Russlands gegen
die Ukraine recht und schlecht
funktioniert, wird im Fall
der Konflikte im Nahen Osten
kaum je gelingen.

Obschon die Musik an
der Börse vorerst weiterspielt:
Es kann nicht schaden,
schon jetzt die Misstöne
ernst zu nehmen.

Es kann nicht sein, dass
nur die Grossen Zusatzferien
anbieten, während sich das
ein kleiner Handwerksbetrieb,
gar nicht leisten kann.
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